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1. Rechtliche Grundlagen 

1.1 Erweiterung der Merkmalsalternative des „sonstigen Beschäftigten“ seit Ein-

führung der Entgeltordnung TVöD (VKA)  

Die Merkmalsalternative des „sonstigen Beschäftigten“ ist seit Einführung der Entgeltordnung 

TVöD (VKA) erweitert. Die Tätigkeitsmerkmale der Anlage 1a zum BAT sahen insbesondere in 

den besonderen Fallgruppen für spezielle Berufszweige oder bestimmte Tätigkeitsbereiche so-

wie in den allgemeinen Fallgruppen in den Vergütungsgruppen des „höheren Angestellten-

dienstes“ eine zweite Merkmalsalternative für „sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwerti-

ger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben“, vor.  

Diese Merkmalsalternative wurde in die Entgeltordnung zum TVöD (VKA) weitgehend über-

nommen, begrifflich angepasst und ist nun dort für „sonstige Beschäftigte“ vorgesehen.  

Der Anwendungsbereich wurde dabei insbesondere um die allgemeinen Fallgruppen des „ge-

hobenen Beschäftigtenbereichs“ für Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-

dienst und Außendienst der EG 9b bis EG 12 und damit um wesentliche Berufsgruppen erwei-

tert.  

Die Merkmalsalternative „sonstige Beschäftigte“ gibt es insbesondere nicht für  

 Meister, 

 handwerkliche Beschäftigte,1  

 Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und Außendienst der EG 5 bis 

EG 9a2 („mittlerer Beschäftigtenbereich“), 

 Gesundheitsberufe, 

 
1  Handwerkliche Beschäftigte haben die Möglichkeit einer verwaltungseigenen und betriebseigenen 

Prüfung (mit einer fiktiven Erfüllungsmöglichkeit nach zwanzig Jahren handwerklicher Tätigkeit) für 

eine Eingruppierung in die EG 5 bis EG 7 (§ 6 Abs. 1  13. LBzTV handwerklicher Bereich Bayern), 

ausführliche Hinweise dazu in unserem Geschäftsbericht 2021, S. 31 f. 

2  Für diese Beschäftigten ist im sog. Strang 2 eine alternative Eingruppierung eröffnet, die den Ab-

schluss des Beschäftigtenlehrgangs 1 voraussetzt, soweit nicht ein Befreiungstatbestand gemäß Vor-

bemerkung Nr. 7 Abs. 5 vorliegt oder der Arbeitgeber von der Ausbildungs- und Prüfungspflicht 

abgesehen hat (vgl. KAV Bayern, Rundschreiben A 16/2025). 
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 Beschäftigte in Bäderbetrieben,3 

 Beschäftigte im Kassen- und Rechnungswesen.4 

1.2 Hohe Anforderungen seitens der Rechtsprechung an das Vorliegen der  

Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ im arbeitsgerichtlichen Streit-

verfahren  

Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) zum „sonstigen Angestellten“ ist unein-

geschränkt auf die „sonstigen Beschäftigten“ des TVöD übertragbar. Die Rechtsprechung hat 

an das Vorliegen der Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ im arbeitsgerichtlichen 

Streitverfahren hohe Anforderungen geknüpft. Naturgemäß ging es dabei um Fälle, in denen 

Beschäftigte sich als „sonstige Beschäftigte“ sahen und deshalb eine bestimmte Eingruppie-

rung begehrten, die ihr Arbeitgeber ihnen versagt hatte. 

Die Eingruppierung der „sonstigen Beschäftigten“ erfordert aus Sicht der Rechtsprechung, dass 

diese über gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen wie Beschäftigte, die die geforderte 

Ausbildung besitzen, verfügen.5  

Dabei wird nicht ein Wissen und Können verlangt, wie es durch die entsprechende Ausbildung 

vermittelt wird, wohl aber eine ähnlich gründliche Beherrschung eines entsprechend umfang-

reichen Wissensgebietes, wobei Fähigkeiten und Erfahrungen auf einem eng begrenzten Teil-

gebiet nicht ausreichen.6  

Solche gleichwertigen Fähigkeiten können insbesondere durch Berufserfahrung erworben sein. 

Dabei können aus der auszuübenden Tätigkeit Rückschlüsse auf die Fähigkeiten und Erfahrun-

gen der Beschäftigten gezogen werden, wenn diese eine „entsprechende Tätigkeit“ ausüben. 

Sie werden aber nicht schon dadurch nachgewiesen, dass der „sonstige Beschäftigte“ auf einem 

einzelnen Arbeitsgebiet z.B. einer Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin Leistungen erbringt, die 

auf diesem begrenzten Gebiet gleichwertig sind.7 

 
3  Für Beschäftigte, die die geforderte Ausbildung nicht nachweisen, sind eigene Tätigkeitsmerkmale 

„in der Tätigkeit von …“ vereinbart. 

4  Eine Eingruppierung setzt den Abschluss des Beschäftigtenlehrgangs 1 bzw. 2 voraus, soweit nicht 

ein Befreiungstatbestand gemäß Vorbemerkung Nr. 7 Abs. 5 vorliegt oder der Arbeitgeber von der 

Ausbildungs- und Prüfungspflicht abgesehen hat (vgl. KAV Bayern, Rundschreiben A 16/2025). 

5  BAG, Urteil vom 05.05.2021, 4 AZR 666/19.  

6  Zum Ingenieur im Sinne des TV-L BAG 25.01.2017, 4 AZR 379/15, Rn. 27; zum „sonstigen Angestell-

ten“ BAG 09.07.1997, 4 AZR 635/95, zu B II 2 c der Gründe. 

7  Zum Ingenieur im Sinne des TV-L BAG 25.01.2017, 4 AZR 379/15, Rn. 27; zur „sonstigen Mitarbeiterin“ 

BAG 22.03.2000, 4 AZR 105/99, zu I 6 a aa der Gründe. 



 

Geschäftsbericht 2025 39

Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 

Wesentliche Umstände für die Beurteilung, ob Beschäftigte als „sonstige Beschäftigte mit 

gleichwertigen Kenntnissen und Erfahrungen“ im Vergleich zur entsprechenden Ausbildung 

bzw. zum entsprechenden Studium anzusehen sind, sind daher die absolvierten Vor- und Aus-

bildungen, weitere Fortbildungen sowie die bisherigen beruflichen Einsätze und ggf. die zu 

übernehmende Tätigkeit. – Hierzu müssen Inhalt und Umfang der Studien-/Ausbildungsgänge 

gegenübergestellt werden und auch weitere Schulungen/Lehrgänge/Seminare sowie die un-

terschiedlichen beruflichen und sonstigen Einsatzfelder berücksichtigt werden. Die hierfür not-

wendigen Informationen können durch Sichtung des Lebenslaufs und eine Recherche im In-

ternet eingeholt werden.8 

1.3 Darlegungs- und Beweislast des Beschäftigten für die Voraussetzungen des 

„sonstigen Beschäftigten“ im arbeitsgerichtlichen Streitfall  

Im arbeitsgerichtlichen Streitverfahren liegt die Darlegungs- und Beweislast beim Arbeitneh-

mer. Diese umfasst dabei nicht nur die Darlegung der entsprechenden Tätigkeit9, sondern auch 

die Darlegung der Erfüllung der personenbezogenen Voraussetzungen für eine der Tätigkeit 

entsprechenden Eingruppierung, d.h. im Fall des „sonstigen Beschäftigten“ der „gleichwertigen 

Fähigkeiten und Erfahrungen“.10  

1.4 Tarifautomatik der Eingruppierung bei Nichterfüllen der Voraussetzungen – 

Ausnahme bei Tätigkeitsmerkmal in der Entgeltordnung 

Fälle, in denen in einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung als Anforderung 

bestimmt ist, Beschäftigte aber die geforderte Vorbildung oder Ausbildung nicht besitzen, re-

gelt Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA). 

Die Vorgängerregelung in Vorbemerkung Nr. 4 der Bemerkung zu allen Vergütungsgruppen 

des BAT war nur für Fälle vorgesehen, in denen „sonstige Angestellte“ tariflich nicht vorgese-

hen waren.  

Der Anwendungsbereich der Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA) ist wesentlich wei-

ter gefasst als die Vorgängerregelung des BAT. Er betrifft nun alle Fälle, in denen in einem 

Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung bestimmt ist, unabhängig davon, ob 

„sonstige Beschäftigte“ von dem Tätigkeitmerkmal erfasst werden oder nicht.  

 
 8  KAV Bayern, Rundschreiben A 6/2023, S. 31 ff. 

 9  St. Rechtsprechung, z.B. BAG, Urteil vom 18.04.2012, 4 AZR 441/10. 

10  St. Rechtsprechung, z.B. LAG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 21.11.2023, 2 Sa 40/23, ZTR 

2024, S. 202 bis 208. 
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Nur wenn entweder Beschäftigte nicht die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ er-

füllen oder das Tätigkeitsmerkmal „sonstige Beschäftigte“ nicht erfasst, ist Nr. 2 der Vorbemer-

kungen anzuwenden.11 

Beschäftigte, die nicht die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ erfüllen, sind (d.h. 

tarifautomatisch) bei entsprechender Tätigkeit in der nächstniedrigeren Entgeltgruppe ein-

gruppiert, es sei denn, dass die Entgeltordnung für diesen Fall ein Tätigkeitsmerkmal (z.B. „in 

der Tätigkeit von …“) enthält.12 

Die tarifautomatische Anwendung der Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA) tritt also 

nur dann nicht ein, wenn ein Beschäftigter die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ 

erfüllt (Vorbemerkung Nr. 2 Satz 1, Alternative 2) oder ein Tätigkeitsmerkmal (z.B. „in der Tä-

tigkeit von …“) zutrifft.13 

Die Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA) ist nur auf Fälle anzuwenden, in denen in 

einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung bestimmt ist. 

Dies ist z.B. nicht der Fall bei einer Eingruppierung aufbauend auf den Fallgr. 2 der EG 5 bzw. 

EG 9b für Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und Außendienst. Hier 

ist aber Vorbemerkung Nr. 7 zur Entgeltordnung (VKA) – Ausbildungs- und Prüfungspflicht – 

unter Beachtung des räumlichen Geltungsbereichs14 anzuwenden. 

Für die Anwendung der Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA) gibt es keine zeitliche 

Beschränkung. Aufgrund der tarifautomatischen Folge müssen Arbeitgeber nicht regelmäßig 

überprüfen, ob ein Arbeitnehmer die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ erfüllt, 

eine Sorgfaltspflichtverletzung wird man angesichts der hohen Anforderungen, die die Recht-

sprechung an die Voraussetzungen der „sonstigen Beschäftigten“ geknüpft hat, wohl nicht ab-

leiten können.  

 
11  BAG, Urteil vom 05.05.2021, 4 AZR 666/19.  

12  Vorbemerkung Nr. 2 Satz 3 zu Anlage 1 TVöD (VKA). 

13  Die Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA) gilt nicht im Bereich der Beschäftigten des Sozial- 

und Erziehungsdienstes und im Bereich der Beschäftigten der Bäderbetriebe. Hier sind gesonderte 

Tätigkeitsmerkmale „in der Tätigkeit von …“ vereinbart. 

14  Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar und 

Schleswig-Holstein. 
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2. Anerkennung von „sonstigen Beschäftigten“ durch Arbeit- 

geber 

2.1 Voraussetzungen für die Anerkennung  

Arbeitgeber haben die Möglichkeit, Arbeitnehmer unter bestimmten Voraussetzungen als 

„sonstige Beschäftigte“ von sich aus anzuerkennen. Nach dem Eingruppierungsrecht ist eine 

solche „Anerkennung“ für die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ nicht erforder-

lich15 – sie schafft aber Rechtssicherheit für beide Parteien (etwa zum maßgeblichen Zeitpunkt), 

sofern sie schriftlich erfolgt ist. Damit können Beschäftigte von ihrem Arbeitgeber mit einem 

standardisierten Aus- und Fortbildungsprogramm auch gezielt in höherwertige Profile entwi-

ckelt werden – angesichts des immer drängenderen Fachkräftemangels ein nicht zu unterschät-

zender Vorteil. 

Eine Anerkennung als „sonstiger Beschäftigter“ wird durch die Rechtsprechung als Erfüllung 

der personenbezogenen Eingruppierungsvoraussetzungen gewertet.16  

Tarifliche Vorgaben für eine solche Anerkennung bestehen nicht.17 Eine Anerkennung als „sons-

tiger Beschäftigter“ wirkt deshalb ausschließlich im Innenverhältnis zwischen dem jeweiligen 

Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer und entfaltet keine Außenwirkung, d.h. sie bindet mangels 

tarifvertraglicher Regelungen keine anderen Arbeitgeber.18 

Die Arbeitgeber haben damit einen Gestaltungsspielraum, wie sie zur Entscheidung einer An-

erkennung gelangen und ob und wie sie ein Anerkennungsverfahren einrichten. Möglich sind 

sowohl Einzelfall- als auch generelle Regelungen für ein strukturiertes, verwaltungsinternes An-

erkennungsverfahren zur Schaffung von Rechtssicherheit. Inhaltlich bieten die tariflichen Merk-

male der gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen Gestaltungsspielräume in der Anwen-

dung auf den konkreten Einzelfall. Für die Anforderungen an die Anerkennung als „sonstiger 

Beschäftigter“ können grundsätzlich die hohen Maßstäbe der Rechtsprechung herangezogen 

werden – angepasst auf den konkreten Fall.  

 
15  Die Anwendung der Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA) hängt nach dem Wortlaut nur 

davon ab, ob die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ erfüllt sind oder nicht, d.h. die Vor-

aussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ können auch ohne Anerkennungsverfahren vorliegen. 

16  Z.B. LAG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 21.11.2023, 2 Sa 40/23, ZTR 2024, Heft 4, S. 202  

bis 208 (Revision nicht zugelassen). 

17  So auch Durchführungshinweise des Bundesministeriums des Inneren (BMI) zu den neuen Eingrup-

pierungsvorschriften vom 24.03.2014 in der Fassung der siebten Ergänzung vom 09.07.2019. 

18  Im Gegensatz dazu wird die verwaltungseigene bzw. betriebseigene Prüfung handwerklicher Be-

schäftigter für eine Eingruppierung in die EG 5 bis EG 7 von allen Arbeitgebern im Geltungsbereich 

des 13. LBzTV handwerklicher Bereich Bayern anerkannt (§ 6 Abs. 11  13. LBzTV handwerklicher Be-

reich Bayern). 
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Festlegungen dazu kann der einzelne Arbeitgeber im Rahmen seiner Organisationshoheit 

selbst treffen. Dabei wird der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten sein, 

wenn mehrere Beschäftigte betroffen sind. 

Es stellt sich die Frage, inwieweit die tariflichen Mindestanforderungen an das Vorliegen der 

Voraussetzungen eines „sonstigen Beschäftigten“ definiert werden können. 

Eine Eingruppierung als „sonstiger Beschäftigter“ erfordert nach der Rechtsprechung des BAG 

bzw. aufgrund tarifvertraglicher Regelung in Vorbemerkung Nr. 2 zu Anlage 1 TVöD (VKA) 

mehr als die bloße Ausübung der jeweiligen Tätigkeit; es müssen zudem gleichwertige Fähig-

keiten und Erfahrungen vorliegen. Ein „sonstiger Beschäftigter“ ist danach höher qualifiziert als 

diejenige, der lediglich die fraglichen Tätigkeiten ausübt. Diese qualitative Abstufung ergibt 

sich unmittelbar aus Nr. 2 der Vorbemerkungen.19 Ein „sonstiger Beschäftigter“ ist genauso 

einsetzbar wie der Beschäftigte, der die geforderte Ausbildung nachweist. 

In der Mindestanforderung ist damit auf jeden Fall ein „Mehr“ als nur die Ausübung der jewei-

ligen Tätigkeit nachzuweisen. Die geforderte höhere Qualifizierung wird verständlicherweise 

von der Rechtsprechung nicht weiter konkretisiert. Es erscheint aber sachgerecht, dass der Ar-

beitgeber hier bestimmte, notwendige Qualifizierungsmaßnahmen einerseits einfordern20, an-

dererseits anbieten kann.  

Die Anerkennung als „sonstiger Beschäftigter“ bewirkt eine Gleichstellung des Arbeitnehmers 

innerhalb der jeweiligen Verwaltung mit Beschäftigten, die die geforderte Vorbildung oder 

Ausbildung nachweisen – jedenfalls in Eingruppierungsfragen. Eine einmal erfolgte Anerken-

nung als „sonstiger Beschäftigter“ inkludiert die gesamten Eingruppierungsmöglichkeiten bei 

Tätigkeiten der jeweils aufeinander aufbauenden Tarifmerkmale. Eine nochmalige Prüfung der 

Voraussetzungen als „sonstiger Beschäftigter“ entfällt damit bei einer Eingruppierung in hö-

here Aufbaufallgruppen (Höhergruppierung).  

Ein Rechtsanspruch auf ein einfaches Anerkennungsverfahren oder ein in bestimmter Weise 

strukturiert ausgestaltetes Verfahren zur Anerkennung oder ein Anspruch auf eine Anerken-

nung gänzlich ohne Verfahren seitens einzelner Arbeitnehmer besteht nicht.  

Um den Anforderungen an den „sonstigen Beschäftigten“ gerecht zu werden, wird also bei 

einem verwaltungsinternen Anerkennungsverfahren eine entscheidende Rolle spielen, ob der 

 
19  BAG, Urteil vom 05.05.2021, 4 AZR 666/19.  

20  Es besteht die Möglichkeit, im Wege einer Nebenabrede zum Arbeitsvertag bestimmte Qualifizie-

rungsmaßnahmen beiderseitig verbindlich zu vereinbaren. Für Qualifizierungsmaßnahmen können 

als „Ideengeber“ andere Verfahren bzw. ähnliche Verfahren für die Weiterqualifizierung dienen, de-

nen einzelne, bedarfsgerechte Module entnommen werden können, z.B. Qualifizierungskonzepte für 

die modulare Qualifizierung (ModQV), verwaltungs-/betriebseigene Prüfung für handwerkliche Be-

schäftigte, „Gesamtkonzept für die berufliche Weiterbildung“ des Bayerischen Staatsministerium für 

Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) für Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger im Bereich der Er-

zieher und Kinderpfleger. 
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Arbeitgeber den Beschäftigten für vergleichbar qualifiziert und einsetzbar hält wie einen Be-

schäftigten, der die geforderte Ausbildung nachweisen kann.  

Bestehen Zweifel, ist von einer Anerkennung von „sonstigen Beschäftigten“ wegen der damit 

verbundenen weitreichenden Folgen abzuraten. Der Arbeitgeber kann in strittigen Fällen je-

derzeit auf die Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers verweisen. 

Eine Eingruppierung kann im Wege der korrigierenden Rückgruppierung nur im Fehler- oder 

Irrtumsfall bei gleichzeitiger Umkehr der Darlegungs- und Beweislast einseitig durch den Ar-

beitgeber durch Erklärung korrigiert werden. Sollte also ein als „Sonstiger“ anerkannter Be-

schäftigter die in ihn gesetzten Erwartungen doch nicht erfüllen, ist eine korrigierende Rück-

gruppierung mit einem hohen Prozessrisiko für den Arbeitgeber behaftet; die „Anerkennung“ 

kann nicht einfach zurückgenommen werden. 

2.2 Anforderungen an ein Anerkennungsverfahren für Gruppen von Beschäftigten 

oder für Einzelfälle  

Die Merkmalsalternative des „sonstigen Beschäftigten“ ist bei einer Vielzahl von Berufsgruppen 

vorgesehen, u.a. für Kinderpfleger, Erzieher, Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung, 

staatlich geprüfte Techniker, Ingenieure, Beschäftigte mit abgeschlossener Hochschulbildung 

im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und Außendienst und Beschäftigte mit abge-

schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung. Die Spanne reicht damit vom „mittleren Be-

schäftigtenbereich“ über den „gehobenen“ bis zum „höheren Beschäftigtenbereich“.  

Die Anforderungen an ein Anerkennungsverfahren können wegen der unterschiedlichen Be-

rufsgruppen, bei denen „sonstige Beschäftigte“ vorgesehen sind, nur abstrakt beschrieben wer-

den. 

Aus dem Tariftext ergeben sich zwei Anforderungen, die jeweils getrennt zu untersuchen sind,  

 zum einen „gleichwertige Fähigkeiten“, 

 zum anderen „Erfahrungen“. 

Beide Anforderungen müssen kumulativ erfüllt sein („und“). Es ist also denkbar, dass ein Be-

schäftigter bereits über „Erfahrungen“ verfügt, noch nicht aber über „gleichwertige Fähigkei-

ten“ – auch nicht nach einer langen Zeit der Berufstätigkeit. 

Die subjektive erste Teil-Anforderung der „gleichwertigen Fähigkeiten“ setzt voraus, dass der 

„sonstige Beschäftigte“ in der Person über Fähigkeiten verfügt, die denen, die in der jeweiligen 

Ausbildung vermittelt werden, gleichwertig sind.21 Es erscheint dabei sachgerecht, dass z.B. die 

Gleichwertigkeit mit der Tätigkeit eines Kinderpflegers schneller erreicht werden kann als die 

 
21  BAG, Urteil vom 26.07.1967, 4 AZR 433/66, = AP Nr. 10 zu §§ 22, 23 BAT. 
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Gleichwertigkeit mit der Tätigkeit eines Beschäftigten mit abgeschlossener wissenschaftlicher 

Hochschulbildung. 

Die weiter geforderte „Erfahrung“ (zweite Teil-Anforderung) muss ebenfalls in der Person des 

„sonstigen Beschäftigten“ vorliegen. Die Erfahrung kann zwangsläufig nur nach einer längeren 

Zeit22 der Ausübung einer einschlägigen Tätigkeit – ggf. auch außerhalb des öffentlichen Diens-

tes – erworben werden. Deshalb ist ausgeschlossen, dass ein Berufsanfänger als „sonstiger Be-

schäftigter“ eingruppiert ist. 

Beim Merkmal „Langjährigkeit“ hat die Rechtsprechung in den entschiedenen Fällen der Klagen 

auf Anerkennung grundsätzlich auf einen Zeitraum von drei Jahren als ausreichend abgestellt.23 

Zwingend ist das im Einzelfall nicht. Da „sonstige Beschäftigte“ für eine Vielzahl von Berufs-

gruppen vereinbart sind, können je nach Anforderungsniveau und individueller Vorbildung 

auch andere Zeiten in Frage kommen. 

Praktische Erfahrungen im Sinne der Tarifnorm können nur in der jeweiligen beruflichen Tätig-

keit erworben werden, d.h. sie müssen konkret in einer Tätigkeit, für die der „sonstige Beschäf-

tigte“ anerkannt werden soll (d.h. z.B. mit ingenieurmäßigem Zuschnitt) erarbeitet worden 

sein.24  

In einem Anerkennungsverfahren kann die Feststellung der gleichwertigen Fähigkeiten und 

Erfahrungen je nach Fall früher oder später erreicht werden. Maßgeblich ist, wie der Arbeitge-

ber nach seiner Einschätzung seinen Gestaltungsspielraum ausfüllt. In diesem Zusammenhang 

wird teilweise die Auffassung vertreten, dass ein Zeitraum von fünf Jahren der Ausübung der 

entsprechenden Tätigkeiten für sich allein betrachtet stets ausreichend sei. Zwar ist durch die 

Rechtsprechung des BAG bzw. durch die Regelung in Vorbemerkung Nr. 2 zu Anlage 1 TVöD 

(VKA) geklärt, dass allein die Ausübung der „entsprechenden Tätigkeit“ noch nicht ausreichend 

ist – ein „sonstiger Beschäftigter“ ist höher qualifiziert als derjenige, der lediglich die fraglichen 

Tätigkeiten ausübt.25 Allerdings können aus der auszuübenden Tätigkeit Rückschlüsse auf die 

Fähigkeiten und Erfahrungen des Beschäftigten gezogen werden, wenn dieser eine „entspre-

chende Tätigkeit“ ausübt.26 Ein eng abgegrenztes Teilgebiet reicht aber nicht.27  

 
22  BAG, Urteil vom 10.05.1965, 5 AZR 295/64, BAG AP Nr. 70 zu § 3 TO.A Ziff. 2b. Eine sog. Standzeit, 

z.B. doppelte Regelstudienzeit, ist von der Arbeitsgerichtsbarkeit nicht abgedeckt, ebenso wenig 

durch Rundschreiben des BMI oder durch Prüfungsmitteilungen des BRH. 

23  BAG, Urteil vom 25.01.2017, 4 AZR 379/15, Rn. 29; Geyer in Sponer/Steinherr TV-L Stand Oktober 

2016 EntgeltO Länder 2322.1-L Rn. 321 betreffend einen Ingenieur. 

24  BeckOK TV-L EntgO/Müller Stand 01.09.2016 TV-L EntgO 22.1 Ingenieure Rn. 21. 

25  BAG, Urteil vom 05.05.2021, 4 AZR 666/19, Rn. 32. 

26  BAG, a.a.O., Rn. 46. 

27  BAG, Urteil vom 25.01.2017, 4 AZR 379/15, Rn. 27 m.w.N (zum Ingenieur im Sinne des TV-L). 
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Es sind damit in einem wie auch immer zeitlich und inhaltlich ausgestalteten Anerkennungs-

verfahren sowohl die „gleichwertigen Fähigkeiten“ als auch die „Erfahrungen“ jeweils für sich 

dahingehend zu werten, ob der Arbeitgeber den Beschäftigten bei entsprechend wahrzuneh-

mender Tätigkeit für vergleichbar qualifiziert und einsetzbar hält wie einen Beschäftigten, der 

die geforderte Ausbildung nachweisen kann. 

Die Wertung der „gleichwertigen Fähigkeiten“ und der „Erfahrungen“ sowie die Bestätigung 

der entsprechenden Einsatzbarkeit ist zu dokumentieren. In diesem Zusammenhang wird ein 

strukturierter, detaillierter Aktenvermerk im Bereich der Bundesverwaltung als erforderlich und 

auch ausreichend angesehen.28 Es ist kein Grund ersichtlich, im Bereich kommunaler Arbeitge-

ber andere oder höhere Maßstäbe anzusetzen. 

Für die Praxis bedeutet das aus unserer Sicht, dass bei einer Anerkennung als „sonstiger Be-

schäftigter“ der Einschätzung des Arbeitsgebers zur Erfüllung der beiden Voraussetzungen 

„gleichwertige Fähigkeiten“ und „langjährige praktische Erfahrungen“ – jeweils mit Blick auf das 

konkret zu erfüllende Anforderungsprofil – auch unter dem Gesichtspunkt einer Risikoabschät-

zung maßgebliche Bedeutung zukommt. Ein Anerkennungsverfahren im Sinne der nachfolgen-

den Nr. 2.3 sollte 

 den Erwerb von gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen vorsehen, wobei der Erwerb 

nach unserer Auffassung auch parallel oder iterativ möglich ist, und 

 einen der maßgeblichen Tätigkeit angemessenen Zeitrahmen umfassen.29 

Eine „konkludente Anerkennung“ als „sonstiger Beschäftigter“, z.B. durch eine entsprechende 

Eingruppierung ohne jegliche Wertung, erscheint wegen der tarifautomatischen Formulierung 

„sind (...) eingruppiert“ in Vorbemerkung Nr. 2 zur Entgeltordnung (VKA) ausgeschlossen. 

2.3 Individuelle Prüfung als Voraussetzung der Anerkennung als „sonstiger Be-

schäftigter“ bei allen Fallgestaltungen  

Zu beachten ist, dass es sich bei der Prüfung des „Sonstigen Beschäftigten“ immer um eine 

individuelle Prüfung handelt30, auch wenn ein Anerkennungsverfahren eingeführt wurde, das 

auf mehrere Beschäftigte anwendbar ist (z.B. für staatlich geprüfte Techniker als „sonstige Be-

schäftigte“ mit der Tätigkeit von Ingenieuren oder Kinderpfleger in der Tätigkeit von Erziehern).  

 
28  Bundesverwaltungsamt „Sonstige Beschäftigte Definitionen und Vorgehensweise“, Köln, im Juli 2019, 

Ziffer 3.1 Grundlagen und Erfüllung bzw. Ziffer 4 Sicht des Bundesrechnungshofes. 

29  Dabei erscheint es z.B. im „gehobenen Beschäftigtenbereich“ möglich, sich an die Dauer des Beschäf-

tigtenlehrgangs II anzulehnen. 

30  Bundesverwaltungsamt, a.a.O., Ziffer 3.2 Übersicht einer möglichen individuellen Prüfung. 
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Die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ sind im Vergleich zur für die Wahrneh-

mung der Tätigkeiten entsprechenden Ausbildung bzw. zum entsprechenden Studium zu er-

mitteln. Man wird deshalb davon ausgehen müssen, dass eine Anerkennung als „sonstiger Be-

schäftigter“ genauso fachrichtungsbezogen ist wie die zu vergleichende Ausbildung bzw. das 

zu vergleichende Studium, d.h. z.B. als Ingenieur der Fachrichtung Hochbau. Das folgt aus der 

tätigkeitsbezogenen Gleichstellung in den tarifvertraglichen Regelungen. 

Eine solche Prüfung könnte z.B. ausgehend von dem durch den Arbeitgeber zu definierenden 

Anforderungsprofil einer Stelle wie folgt aussehen:  

 Festlegung eines für die wahrzunehmende Tätigkeit angemessenen Zeitrahmens 

 Festlegung der den wahrzunehmenden Tätigkeiten entsprechenden Ausbildung bzw. des 

entsprechenden Studiums in einem Anforderungsprofil31 

 Prüfung „gleichwertige Fähigkeiten“ 

o Nachgewiesene Qualifikation/Ausbildung: Wertung der Übereinstimmung mit dem 

Anforderungsprofil 

o Daraus abgeleitet notwendige Fortbildungen (extern und/oder intern), ggf. mit „credit 

points“ 

o Dokumentation der absolvierten Fortbildungen und aus allen Punkten abgeleitet 

o Wertung des vorhandenen Fachwissens und der Einsatzmöglichkeit ggf. mit „credit 

points“ 

 Prüfung „Erfahrungen“ 

o Durchgeführte Aufgaben/Projekte/Baumaßnahmen 

o LoB-Beurteilung bzw. analog Verwendung Beurteilungsbogen periodische Beurtei-

lung Beamte bzw. eingeführte strukturierte Mitarbeitergespräche oder ähnliches Ver-

fahren und aus allen Punkten abgeleitet 

o Wertung der Erfahrungen, ggf. mit „credit points“  

 Prüfung „entsprechende Tätigkeit“ 

o vorgesehene Aufgaben/Projekte/Baumaßnahmen 

 ggf. je nach Anforderungsprofil regelmäßige Zwischenwertungen 

 Feststellung Vorliegen Voraussetzungen „sonstiger Beschäftigter“ ja/nein. Falls nein, Auf-

zeigen fehlender Bereiche mit der Möglichkeit, sich zu verbessern 

In der Praxis gefordert ist hierfür der dienstlich Vorgesetzte. 

 
31  Gegebenenfalls Rückgriff auf das im Rahmen der Ausschreibung der Stelle definierte Anforderungs-

profil. 
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Diese Punkte könnten z.B. auch in einem eigenen verwaltungsinternen Bewertungsschema ab-

gebildet werden. 

Die Aufzählung ist modell- und beispielhaft und soll Anregungen für die notwendigen inhalt-

lichen Prüfschritte sowie deren Umsetzung geben, so dass auch andere Wege möglich sind. 

Erforderlich aus unserer Sicht ist aber mindestens ein detaillierter strukturierter Aktenvermerk 

mit Feststellung der entsprechenden umfassenden, d.h. gleichwertigen Einsetzbarkeit wie ein 

ausgebildeter Beschäftigter. 

Ein Sonderfall kann sich ergeben, wenn etwa eine Person als Beschäftigter eines externen 

Dienstleisters lange und zur Zufriedenheit der Kommune für diese tätig wurde und nun zur 

Kommune wechselt. Dieser Fall könnte auch mit dem vorgeschlagenen Prüfschema behandelt 

werden, also mit der geforderten Entscheidung nach entsprechender Prüfung und Wertung 

(unter Berücksichtigung von Vorbildung, für die Kommune durchgeführter Projekte etc.). 

2.4 Zuständigkeit für eine Anerkennung als „sonstiger Beschäftigter“  

Die Feststellung der „gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen“ ist eine Arbeitgeberauf-

gabe, über die das kommunalrechtlich zuständige Organ entscheidet. 

Im Falle der Anerkennung als „sonstiger Beschäftigter“ erfolgt eine tarifautomatische Höher-

gruppierung zum Zeitpunkt der Anerkennung.  

Die kommunalrechtlichen Zuständigkeitsregelungen für Höhergruppierungen32 und die damit 

verbundenen Entscheidungsbefugnisse der kommunalen Gremien33 sind in diesem Zusam-

menhang zu beachten. Unabhängig davon erscheint die grundsätzliche Billigung des örtlichen 

Anerkennungsverfahrens/der Anerkennung durch die kommunalen Gremien in diesem Zusam-

menhang sinnvoll, wenn nicht sogar geboten. 

 
32  Art. 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) 

sowie ggf. getroffene örtliche Delegationsregelungen gemäß Abs. 2 Satz 2, je nach Größe der Kör-

perschaft. 

33  Im Zweifel könnte ein kommunales Gremium dem Ergebnis des Anerkennungsverfahrens widerspre-

chen. Es gilt dann die Darlegungs- und Beweislast für den Beschäftigten. 
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2.5 „Mitnahme“ der Anerkennung als „sonstiger Beschäftigter“ zu einem anderen 

Arbeitgeber 

Eine einheitliche Rechtsauffassung zu dieser Frage hat sich bislang nicht gebildet.  

Eine Anerkennung als „sonstiger Beschäftigter“ wirkt im Innenverhältnis zwischen dem jeweili-

gen Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer und bindet mangels tarifvertraglicher Regelungen 

keine anderen Arbeitgeber.  

Das gilt auch in den Fällen, bei denen im Wege der gerichtlichen Auseinandersetzung rechts-

kräftig geklärt wurde, dass die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftigten“ erfüllt sind. Die 

Rechtskraft im Urteilsverfahren wirkt nur zwischen den Parteien (§ 46 Abs. 2 ArbGG i.V. mit  

§§ 322, 325 ZPO). Weiter ist zu beachten, dass auch im arbeitsgerichtlichen Streitverfahren auf-

grund der Bezugnahme zu einer der konkreten Tätigkeit entsprechenden Ausbildung bzw. ent-

sprechenden Hochschulbildung eine entsprechende fachrichtungsbezogene Feststellung der 

Voraussetzungen eines „sonstigen Beschäftigten“ anzunehmen ist.  

Eine Mitnahme möglich erscheint in Bayern für Beschäftigte, die mit Erfolg an dem standardi-

sierten, allgemeinverbindlichen Weiterbildungsverfahren des Bayerischen Staatsministeriums 

für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) für Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger im Bereich 

der Erzieher und Kinderpfleger teilgenommen haben und deren neuer Arbeitgeber Mitglied 

des KAV Bayern ist34, bei dem eine Anerkennung als „sonstige Beschäftigte“ nach individueller 

Prüfung in Betracht kommt.35 Vorausgesetzt werden für eine Eingruppierung der Abschluss der 

entsprechenden Module und eine entsprechende Tätigkeit. 

Bei einem Arbeitgeberwechsel ist es für den neuen Arbeitgeber deshalb geboten, die Voraus-

setzungen des Vorliegens der Voraussetzungen eines „sonstigen Beschäftigten“ erneut zu prü-

fen und ggf. eine neue Anerkennung auszusprechen. Die bisherige Berufserfahrung und eine 

frühere Anerkennung können für die erneute Anerkennung bei einem neuen Arbeitgeber aber 

wohl vorteilhaft im Sinne eines Indizes sein.  

3. Zusammenfassung 

Bei der Merkmalsalternative „sonstige Beschäftigte“ schafft ein Anerkennungsverfahren 

Rechtssicherheit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, ob die Voraussetzungen eines 

„sonstigen Beschäftigten“ für eine Eingruppierung entsprechend der wahrzunehmenden Tätig-

keit erfüllt sind.  

 
34  „Gesamtkonzept für die berufliche Weiterbildung“.  

35  Vgl. KAV-Bayern, Rundschreiben A 6/2023, S. 31 ff. 
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In dem Anerkennungsverfahren sind „gleichwertige Fähigkeiten“ und „Erfahrungen“ getrennt 

voneinander zu untersuchen und kumulativ durch den Arbeitgeber zu werten.  

Die Prüfung und Wertung der „gleichwertigen Fähigkeiten“ und der „Erfahrungen“ sowie die 

Bestätigung der entsprechend gleichwertigen Einsatzbarkeit wie ein ausgebildeter Beschäftig-

ter sind zu dokumentieren.  

Dafür ist ein mindestens ein ausführlicher, entsprechend strukturierter Aktenvermerk notwen-

dig.  

Das Anerkennungsergebnis wirkt im Innenverhältnis zwischen dem jeweiligen Arbeitgeber und 

dem Beschäftigten und ist grundsätzlich nicht auf ein Arbeitsverhältnis bei einem anderen Ar-

beitgeber übertragbar. 
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